
HHR Lfg. 214 Mai 2004 SiebenhMter

§ 10g

S t e u e r b egbn s t i g ung f b r s c hu t zwb r d i g e Ku l t u r gb t e r ,
d i e wed e r z u r E i nkun f t s e r z i e l u ng noch zu e i g en en

Wohnzwecken genu t z t we r d en

idF des EStG v. 19. 10. 2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209), zuletzt gelndert
durch HBeglG 2004 v. 29. 12. 2003 (BGBl. I, 3076; BStBl. I 2004, 120)

(1) 1Der Steuerpflichtige kann Aufwendungen fbr Herstellungs- und Er-
haltungsmaßnahmen an eigenen schutzwbrdigen Kulturgbtern im In-
land, soweit sie ^ffentliche oder private Zuwendungen oder etwaige aus
diesen Kulturgbtern erzielte Einnahmen bbersteigen, im Kalenderjahr
des Abschlusses der Maßnahme und in den neun folgenden Kalenderjah-
ren jeweils bis zu 9 vom Hundert wie Sonderausgaben abziehen. 2Kultur-
gbter im Sinne des Satzes 1 sind
1. Geb_ude oder Geb_udeteile, die nach den jeweiligen landesrechtli-

chen Vorschriften ein Baudenkmal sind,
2. Geb_ude oder Geb_udeteile, die fbr sich allein nicht die Voraussetzun-

gen fbr ein Baudenkmal erfbllen, aber Teil einer nach den jeweiligen
landesrechtlichen Vorschriften als Einheit geschbtzten Geb_udegrup-
pe oder Gesamtanlage sind,

3. g_rtnerische, bauliche und sonstige Anlagen, die keine Geb_ude oder
Geb_udeteile und nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften
unter Schutz gestellt sind,

4. Mobiliar, Kunstgegenst_nde, Kunstsammlungen, wissenschaftliche
Sammlungen, Bibliotheken oder Archive, die sich seit mindestens 20
Jahren im Besitz der Familie des Steuerpflichtigen befinden oder in
das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes oder das Verzeichnis
national wertvoller Archive eingetragen sind und deren Erhaltung we-
gen ihrer Bedeutung fbr Kunst, Geschichte oder Wissenschaft im ^f-
fentlichen Interesse liegt,

wenn sie in einem den Verh_ltnissen entsprechenden Umfang der wissen-
schaftlichen Forschung oder der cffentlichkeit zug_nglich gemacht wer-
den, es sei denn, dem Zugang stehen zwingende Grbnde des Denkmal-
oder Archivschutzes entgegen.3Die Maßnahmen mbssen nach Maßgabe
der geltenden Bestimmungen der Denkmal- und Archivpflege erforder-
lich und in Abstimmung mit der in Absatz 3 genannten Stelle durchge-
fbhrt worden sein; bei Aufwendungen fbr Herstellungs- und Erhaltungs-
maßnahmen an Kulturgbtern im Sinne des Satzes 2 Nr. 1 und 2 ist § 7 i
Abs. 1 Satz 1 bis 4 sinngem_ß anzuwenden.
(2) 1Die Abzugsbetr_ge nach Absatz 1 Satz 1 kann der Steuerpflichtige
nur in Anspruch nehmen, soweit er die schutzwbrdigen Kulturgbter im
jeweiligen Kalenderjahr weder zur Erzielung von Einkbnften im Sinne
des § 2 noch Geb_ude oder Geb_udeteile zu eigenen Wohnzwecken nutzt
und die Aufwendungen nicht nach § 10e Abs. 6, § 10h Satz 3 oder § 10 i
abgezogen hat. 2Fbr Zeitr_ume, fbr die der Steuerpflichtige von Aufwen-
dungen Absetzungen fbr Abnutzung, erh^hte Absetzungen, Sonderab-
schreibungen oder Betr_ge nach § 10e Abs. 1 bis 5, den §§ 10 f, 10h, 15b
des Berlinf^rderungsgesetzes oder § 7 des F^rdergebietsgesetzes abgezo-
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gen hat, kann er fbr diese Aufwendungen keine Abzugsbetr_ge nach Ab-
satz 1 Satz 1 in Anspruch nehmen; Entsprechendes gilt, wenn der Steuer-
pflichtige fbr Aufwendungen die Eigenheimzulage nach dem Eigen-
heimzulagengesetz in Anspruch genommen hat. 3Soweit die Kulturgbter
w_hrend des Zeitraums nach Absatz 1 Satz 1 zur Einkunftserzielung ge-
nutzt werden, ist der noch nicht berbcksichtigte Teil der Aufwendungen,
die auf Erhaltungsarbeiten entfallen, im Jahr des `bergangs zur Ein-
kunftserzielung wie Sonderausgaben abzuziehen.
(3) 1Der Steuerpflichtige kann den Abzug vornehmen, wenn er durch eine
Bescheinigung der nach Landesrecht zust_ndigen oder von der Landes-
regierung bestimmten Stelle die Voraussetzungen des Absatzes 1 fbr das
Kulturgut und fbr die Erforderlichkeit der Aufwendungen nachweist.
2Hat eine der fbr Denkmal- oder Archivpflege zust_ndigen Beh^rde ihm
Zuschbsse gew_hrt, so hat die Bescheinigung auch deren H^he zu ent-
halten; werden ihm solche Zuschbsse nach Ausstellung der Bescheini-
gung gew_hrt, so ist diese entsprechend zu _ndern.
(4) 1Die Abs_tze 1 bis 3 sind auf Geb_udeteile, die selbst_ndige unbeweg-
liche Wirtschaftsgbter sind, sowie auf Eigentumswohnungen und im
Teileigentum stehende R_ume entsprechend anzuwenden. 2§ 10e Abs. 7
gilt sinngem_ß.
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Allgemeine Erl_uterungen zu § 10g

Schrifttum: Stuhrmann, Steuervergknstigung fkr weder zur Einkunftserzielung noch zu
eigenen Wohnzwecken genutzte Baudenkmale und sonstige Kulturgkter (§ 10g EStG),
DStR 1992, 534; Wewers, Steuerlnderungsgesetz 1992: Die inderungen bei der steuerli-
chen Forderung des Wohneigentums und der Instandsetzung und Instandhaltung von
Kulturgktern (Teil II: §§ 10g und 10h EStG und sonstige inderungen), DB 1992, 753;
Heinen, Denkmalschutz und -pflege unter stlichen Gesichtspunkten, Inf. 1993, 149; Klee-
berg, Die Kulturforderung mittels der §§ 7 i, 10 f, 10g und 11b EStG, FR 1997, 174.

I. Rechtsentwicklung

StdndG 1992 v. 25. 2. 1992 (BGBl. I, 297; BStBl. I, 146): § 10g wird neu in das
EStG eingefkgt. Die bisherigen Erlaßregelungen werden von der FinVerw. ab
VZ 1992 aufgehoben (vgl. § 33 Anm. 300 „Kulturgkter“ aE).
Ges. zur Neuregelung der steuerrechtlichen Wohneigentumsf^rderung v.
15. 12. 1995 (BGBl. I, 1783; BStBl. I, 775): Folgelnderung aufgrund des Eig-
ZulG; die Forderung kann nicht neben der Eigenheimzulage oder dem Vorko-
stenabzug des § 10 i in Anspruch genommen werden.
HBeglG 2004 v. 29. 12. 2003 (BGBl. I, 3076; BStBl. I, 120): Fkr nach dem
31. 12. 2003 begonnene Herstellungs- und Erhaltungsmaßnahmen wird der SA-
Abzug auf jlhrlich 9 vH gekkrzt.
Zeitlicher Geltungsbereich: § 10g ist erstmals fkr Maßnahmen anzuwenden,
die nach dem 31. 12. 1991 abgeschlossen worden sind (§ 52 Abs. 14b Satz 1
EStG 1992; splter Abs. 14 a). Satz 2 der mbergangsvorschrift ermoglicht es, in
frkheren VZ nach den §§ 7 i, 10 f, § 82 i EStDV oder § 52 Abs. 21 Sltze 4 und 7
iVm. § 82 i EStDV begonnene Absetzungen bei Nutzungslnderungen gemlß
§ 10g fortzufkhren. Dagegen verhindert Satz 3 eine Doppelberkcksichtigung
von Aufwendungen, die bereits in einem VZ vor 1992 abgezogen wurden.
mbergangsregelungen zur Kkrzung des Abzugssatzes von 10 vH auf 9 vH ab
VZ 2004 s. Anm. 15.

II. Bedeutung

Ziel des § 10g ist die Erhaltung und Bewahrung von besonders wertvollen Kul-
turgktern im Privatvermogen. Die stl. Forderung durch den SA-Abzug erglnzt
die staatlichen Bemkhungen, Kulturgkter durch direkte Subventionen zu erhal-
ten. Bei Baudenkmllern schließt § 10g die sich aus den Regelungen der §§ 7 i
und 10 f ergebende Forderungslkcke bei weder zur Einkunftserzielung noch zu
Wohnzwecken genutzten Objekten (s. § 7 i Anm. 2).

III. Geltungsbereich

Sachlicher Geltungsbereich: Begknstigt werden nach den Vorschriften der
Denkmal- und Archivpflege erforderliche Herstellungs- und Erhaltungsmaßnah-
men, wenn sich das schutzwkrdige Kulturgut im Inland befindet und weder zur
Einkunftserzielung (§ 2 Abs. 1) noch zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird.
Bei Baudenkmllern wird der SA-Abzug unter den weiteren Voraussetzungen
des § 7 i Abs. 1 Sltze 1–4 ermoglicht.
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Pers^nlicher Geltungsbereich: Der SA-Abzug kommt fkr alle unbeschrlnkt
und beschrlnkt stpfl. natkrlichen Personen sowie nach § 8 Abs. 1 KStG auch
fkr Korperschaften in Betracht (Abschn. 27 Abs. 1 Nr. 1 KStR 1995; s. § 8
KStG Anm. 8). Erzielt eine Korperschaft nach § 8 Abs. 2 KStG nur gewerbliche
Einkknfte, hat dies aber keine praktische Bedeutung, da der BFH eine außerbe-
triebliche Sphlre verneint (BFH v. 4. 12. 1996 I R 54/95, FR 1997, 311; § 8
KStG Anm. 20). Zur Anwendung kommt in diesen Flllen der vorrangige § 7 i
(ebenso Kleeberg in K/S/M, § 10g Rn. A 6; Bl@mich/Erhard, § 10g Rn. 11).
Abzugsberechtigt ist der zivilrechtliche oder wirtschaftliche Eigentkmer, der die
Aufwendungen getragen hat. Auch Miteigentkmer (zum Feststellungsverfahren
s. Anm. 55) konnen nur ihre eigenen Aufwendungen geltend machen, dies aber
der Hohe nach unabhlngig von ihrer quotalen Beteiligung. Nur bei nahen Ange-
horigen ist zu prkfen, ob eine disquotale Leistung kber den eigenen Miteigen-
tumsanteil hinaus als Zuwendung anzusehen ist (vgl. § 9 Anm. 750 „GmbH-Ge-
sellschafter“).

IV. Verfahrensfragen

Veranlagungsverfahren: Der SA-Abzug nach § 10g wird auf (formlosen) An-
trag des Stpfl. im Veranlagungsverfahren berkcksichtigt. Ist auf der LStKarte ei-
nes ArbN ein Freibetrag gem. § 39a Abs. 1 Nr. 5 a eingetragen, so fkhrt dies zur
Amtsveranlagung (§ 46 Abs. 2 Nr. 4).
Einkommensteuer-Vorauszahlungsverfahren: Wird glaubhaft gemacht, daß
eine Maßnahme noch vor dem Ende des VZ abgeschlossen wird, konnen die
voraussichtlichen Abzugsbetrlge berkcksichtigt werden (glA Schmidt/Dren-
seck XXIII. § 37 Rn. 15 aE;Wewers, DB 1992, 753, [757]).
Lohnsteuer-Erm_ßigungsverfahren: Gem. § 39a Abs. 1 Nr. 5 a wird in die
LStKarte der Abzugsbetrag eingetragen, der nach § 37 Abs. 3 bei der Festset-
zung von EStVorauszahlungen zu berkcksichtigen wlre.

Einstweilen frei.

Erl_uterungen zu Abs. 1:
Herstellungs- und Erhaltungsmaßnahmen an

schutzwbrdigen Kulturgbtern

I. `berblick bber die Steuerbegbnstigung

Voraussetzungen der StBegknstigung sind:
– Aufwendungen fkr Herstellungs- und/oder Erhaltungsmaßnahmen (Abs. 1

Satz 1; s. Anm. 14),
– Aufwendungen an eigenen schutzwkrdigen Kulturgktern im Inland (Abs. 1

Satz 1 iVm. Satz 2; s. Anm. 14 und 27; zu Gebludeteilen und Teileigentum s.
Anm. 55),

– Zugang fkr die wissenschaftliche Forschung und/oder die qffentlichkeit
(Abs. 1 Satz 2; s. Anm. 27),

– Erforderlichkeit der Maßnahmen und Durchfkhrung in Abstimmung mit der
zustlndigen Stelle (Abs. 1 Satz 3; s. Anm. 28),

§ 10g Anm. 3–13 Steuerbegknstigung fkr
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– keine Nutzung des Kulturguts zur Einkunftserzielung oder zu eigenen Wohn-
zwecken (Abs. 2 Satz 1; s. Anm. 40),

– keine Inanspruchnahme von Abschreibungen oder Abzkgen nach anderen
Fordervorschriften (Abs. 2 Satz 2; s. Anm. 41),

– eine Bescheinigung der zustlndigen Stelle (Grundlagenbescheid) kber die An-
erkennung als Kulturgut, die Erforderlichkeit der Maßnahme, die anzurech-
nenden Zuschksse ua. (Abs. 3; s. Anm. 50).

Rechtsfolgen s. Anm. 15.

II. Begbnstigungstatbestand (Abs. 1 Satz 1)

Begknstigt werden nach Abs. 1 Satz 1 Aufwendungen fkr Herstellungs- und Er-
haltungsmaßnahmen an eigenen (s. Anm. 3) schutzwkrdigen Kulturgktern (s.
Anm. 27) im Inland (s. § 1 Anm. 57), soweit sie bestimmte Zuwendungen und
Einnahmen kbersteigen (s. Anm. 15).
Herstellung und Erhaltung: Begknstigt sind nur Aufwendungen, die (im Rah-
men einer Einkunftsart) HK oder Erhaltungsaufwand darstellen. Von Bedeu-
tung fkr den SA-Abzug ist damit grundsltzlich (Ausnahmen in Flllen der Nut-
zungslnderung s. Anm. 40–42) nur die Abgrenzung zu AK. Fkr die Auslegung
der Begriffe gelten die allg. Grundsltze. Die gelnderte Rspr. zur Abgrenzung
von AK, HK und Erhaltungsaufwendungen, die von der FinVerw. akzeptiert
wird (BMF v. 18. 7. 2003, FR 2003, 869), kommt damit uneingeschrlnkt zur An-
wendung. Der frkhere Streit um die Behandlung anschaffungsnaher HK ist da-
mit bis einschließlich VZ 2003 gegenstandslos geworden. Fkr Baumaßnahmen,
die nach dem 31. 12. 2003 begonnen werden, hat der Gesetzgeber die 15 vH-
Grenze von R 157 Abs. 4 EStR 2001 in das Gesetz kbernommen (§ 6 Abs. 1
Nr. 1 a iVm. § 52 Abs. 16 idF des StindG 2003 v. 15. 12. 2003). Da Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die innerhalb von drei Jahren nach
der Anschaffung eines Gebludes durchgefkhrt werden, nach dem klaren Geset-
zeswortlaut „zu den HK“ eines Gebludes gehoren, ist ihre Begknstigung nach
§ 10g nicht mehr zweifelhaft.
Maßnahmen an einem Kulturgut: Begknstigt werden nicht alle beliebigen
Aufwendungen, sondern nur „Maßnahmen an“ dem Kulturgut, die zur „Her-
stellung“ (zum Begriff s. § 6 Anm. 459) oder „Erhaltung“ beitragen. Erhaltungs-
aufwand liegt vor, wenn an einem Kulturgut etwas bereits Bestehendes instand-
gesetzt oder instandgehalten wird (s. BFH v. 27. 7. 2000 X R 26/97, BFH/NV
2001, 306), zB durch Reparaturen oder konservierende Maßnahmen. Ziel einer
Maßnahme muß also die Erhaltung des schutzwkrdigen Zustands des Kultur-
guts sein. Nicht unter den Maßnahmebegriff fallen laufende Aufwendungen wie
zB Kosten fkr Versicherungen, Beleuchtung, Heizung, Grundsteuern, Abgaben
usw. (zur Anrechnung solcher laufenden Aufwendungen auf die Einnahmen aus
dem Kulturgut s. Anm. 15). Derartige typische Betriebskosten, die auch bei ver-
gleichbaren Wirtschaftsgktern, die keine Kulturgkter sind, anfallen und deswe-
gen keine Sonderlast des Kulturguteigentkmers sind, fordert § 10g nicht.

GlA der mit dem BMF abgestimmte Erlaß FinMin Meck.-Vorp. v. 14. 7. 1993 StEK
EStG § 10g Nr. 4; glA Schmidt/Drenseck XXIII. § 10g Rn. 3; Wewers, DB 1992,
754; Stephan in L/B/P, § 10g Rn. 4; im Ergebnis ebenso Bl@mich/Erhard, § 10g
Rn. 27 mit der Begrkndung, daß diese Aufwendungen dem Stpfl. als Eigentkmer er-
wachsen. Großzkgiger ist Kleeberg in K/S/M, § 10g Rn. B 19–22, jedoch bei nur ein-
zelnen Aufwendungen mit anderem Ergebnis. Mißt man dem Begriff „Maßnahme“
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keine eigenstlndige Bedeutung bei, fehlt es bei laufenden Aufwendungen idR am Er-
haltungscharakter oder an der Erforderlichkeit aus Grknden der Denkmal- oder Ar-
chivpflege (vgl. Abs. 1 Satz 3 iVm. § 7h Abs. 1 Sltze 1–4; s. Anm. 28).

Fallen Erhaltungsmaßnahmen gleicher Art periodisch wiederkehrend an (zB re-
gelmlßige Pflege einer geschktzten Parkanlage), so steht dies allein ihrer Begkn-
stigung nicht entgegen. In solchen Flllen llßt es die FinVerw. ausnahmsweise
genkgen, wenn eine einmalige Abstimmung vorweg erfolgt (s. hierzu Anm. 28).
Die Hohe der begknstigten HK und Erhaltungswendungen bescheinigt die zu-
stlndige Stelle fkr die FinVerw. verbindlich (s. Anm. 50).

III. Abzug wie Sonderausgaben

Bemessungsgrundlage: Die von der zustlndigen Stelle fkr jede Maßnahme
bescheinigten HK und Erhaltungsaufwendungen (s. Anm. 14) sind um offent-
liche und private Zuwendungen und um aus dem Kulturgut erzielte Einnahmen
zu kkrzen. Die offentlichen Zuschksse werden bescheinigt (s. Anm. 50), im
kbrigen prkft die Finverw. die Kkrzungen.
E Nffentliche oder private Zuwendungen sind alle Zuwendungen in Geld oder Gel-
deswert, die dem Stpfl. von der offentlichen Hand oder von privater Seite aus
Anlaß des Innehabens des Kulturguts gewlhrt werden, insbes. (aber nicht nur)
zur Verwendung fkr das Kulturgut.
E Aus dem Kulturgut erzielte Einnahmen: Ergeben sich bei einer Gewinn- oder
mberschußermittlung nach Abzug der BA oder WK regelmlßig Verluste, liegt
wegen fehlender Gewinnerzielungsabsicht kein Einkunftserzielungstatbestand
vor. Die Einnahmen (zB Eintrittsgelder) sind gleichwohl von der Bemessungs-
grundlage abzuziehen, allerdings nur die Nettoeinnahmen. Kosten, die ohne die
Einnahmeerzielungstltigkeit nicht angefallen wlren (zB die Kosten fkr den of-
fentlichen Zugang, fkr Wlrter, Diebstahlversicherung, Reinigung), sind von den
erzielten Einnahmen abzuziehen (glAWewers, DB 1992, 755; Schmidt/Dren-
seck XXIII. § 10g Rn. 4).
E KMrzung bei mehreren Maßnahmen: Grundsltzlich sind alle Zuschksse und Netto-
einnahmen unabhlngig von der Grknden, aus denen sie zugeflossen sind, von
den Aufwendungen fkr eine Maßnahme abzuziehen. Wird ein Zuschuß dagegen
fkr eine ganz bestimmte Maßnahme gewlhrt, so ist nur die Bemessungsgrundla-
ge fkr diese Maßnahme zu kkrzen, wlhrend die Begknstigung anderer Maßnah-
men unberkhrt bleibt (glA Schmidt/Drenseck aaO). Soweit Zuschksse oder
Nettoeinnahmen bei mehreren Maßnahmen nicht unmittelbar zugeordnet wer-
den konnen, sind sie – soweit kein sachgerechterer Maßstab erkennbar ist – im
Verhlltnis der Aufwendungen auf die jeweiligen Maßnahmen aufzuteilen (We-
wers, DB 1992, 755).
E Zeitpunkt der KMrzung der Bemessungsgrundlage ist der VZ ihres Zuflusses gem.
§ 11 Abs. 1. Fkr frkhere Jahre lndert sich nichts, so daß eine rkckwirkende Be-
scheidlnderung ausgeschlossen ist. Vielmehr ist im Zuflußjahr eine neue Bemes-
sungsgrundlage (= in den Vorjahren noch nicht abgezogene Aufwendungen ab-
zkglich nunmehr vereinnahmter Zuwendungen und Nettoeinnahmen) zu
berechnen und der Betrag auf die restliche Zeit des zehnjlhrigen Begknstigungs-
zeitraums anteilig zu verteilen. Da die Bemessungsgrundlage nicht weniger als
0 E betragen kann, kann es zu keiner Nachversteuerung kommen (glAWewers
aaO; Schmidt/Drenseck aaO; Bl@mich/Erhard, § 10g Rn. 32; aA Heinen,
Inf. 1993, 174).

§ 10g Anm. 14–15 Steuerbegknstigung fkr
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Abzugszeitraum: Der Stpfl. kann die begknstigten Aufwendungen im Kj. des
Abschlusses einer Maßnahme und in den neun folgenden Kj. abziehen. Ab-
schluß der Maßnahme ist die Fertigstellung jeder einzelnen nach objektiven Kri-
terien abgrenzbaren Herstellungs- und/oder Instandhaltungsmaßnahme (s. das
zu § 7 i ergangene, entsprechend anwendbare Urt. des BFH v. 20. 8. 2002 IX R
70/97, BStBl. II 2003, 582). Es lluft also fkr jede selbstlndige Maßnahme ein ei-
gener Abzugszeitraum von zehn Kj.
H^he des Abzugs: Der Abzugsbetrag betrug fkr Maßnahmen, die bis Ende
VZ 2003 begonnen wurden, 10 vH der Bemessungsgrundlage. Fkr Herstel-
lungs- und Erhaltungsmaßnahmen, die nach dem 31. 12. 2003 begonnen wer-
den, konnen nur noch 9 vH der Bemessungsgrundlage abgezogen werden. Zur
Verfassungsmlßigkeit der Kkrzung durch das HBeglG 2004 s. BMF v.
12. 3. 2004, BStBl. I, 362 und Wachter, DB 2004, 780. Bei unverlndertem
zehnjlhrigen Abzugszeitraum wirken sich damit 10 vH der Aufwendungen nicht
mehr stl. aus. Als Beginn gilt bei Baumaßnahmen, fkr die eine Baugenehmigung
erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag gestellt wird, bei baugeneh-
migungsfreien Bauvorhaben, fkr die Bauunterlagen einzureichen sind, der Zeit-
punkt, in dem die Bauunterlagen eingereicht wurden (§ 52 Abs. 27 a EStG
2004). Bei sonstigen Maßnahmen kommt es auf den tatslchlichen Beginn der
Arbeiten an.
Der Abzug als SA unterliegt grds. keiner Abzugsbegrenzung. Ein anteiliger Ab-
zug kommt in Betracht, wenn das Kulturgut teilweise zur Einkunftserzielung
und zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird (Abs. 2 Satz 1; s. Anm. 40). Geht
der Stpfl. wlhrend des Abzugszeitraums zur Einkunftserzielung kber, so kann
er im Jahr des mbergangs bisher noch nicht berkcksichtigte Aufwendungen fkr
Erhaltungsarbeiten in einer Summe wie SA abziehen (Abs. 2 Satz 3; s. Anm. 42).
Nutzt der Stpfl. den hochstzullssigen Abzugsbetrag in einem Kj. nicht aus, so
verflllt der abgezogene Teilbetrag; eine Nachholung gestattet § 10g nicht.

Einstweilen frei.

IV. Weitere Voraussetzungen fbr den Sonderausgabenabzug

1. Schutzwbrdige Kulturgbter (Abs. 1 Satz 2)
Katalog gef^rderter Kulturgbter: Nach § 10g begknstigt sind nur Gegenstln-
de, die in Abs. 1 Satz 2 enumerativ aufgezlhlt sind. Die zustlndige Stelle (s.
Anm. 50) bescheinigt diese Voraussetzung fkr die FinVerw. verbindlich.
E GebLude, GebLudeteile, Ensembles: Aufwendungen fkr Baudenkmller werden
nach Satz 2 Nr. 1 und 2 iVm. Satz 3 unter den Voraussetzungen des § 7 i gefor-
dert; s. Anm. 28.
E GLrtnerische, bauliche und sonstige unter Schutz gestellte Anlagen: Satz 2 Nr. 3 begkn-
stigt Baudenkmller, die keine Geblude oder Gebludeteile sind, Gartenanlagen
und alle Anlagen sonstiger Art, zB technische Anlagen. Der Begriff Anlage er-
fordert eine Sachgesamtheit. Einzelne Gegenstlnde sind keine Anlage und wer-
den nur nach der Nr. 4 geschktzt.
E Mobiliar, KunstgegenstLnde, Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlungen, Bibliothe-
ken oder Archive, die sich seit mindestens 20 Jahren im Besitz der Familie des Stpfl. befinden
oder in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes oder das Verzeichnis national wertvol-
ler Archive eingetragen sind und deren Erhaltung wegen ihrer Bedeutung fMr Kunst, Ge-
schichte oder Wissenschaft im Kffentlichen Interesse liegt: Satz 2 Nr. 4 bezieht, kber § 7 i
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und § 10 f hinaus, auch bewegliche Kulturgkter in die Forderung ein. Vorausset-
zung ist, daß ihre Erhaltung im offentlichen Interesse liegt. Nicht in die angege-
benen Verzeichnisse eingetragene Kulturgkter mkssen sich seit mindestens 20 Jah-
ren in Familienbesitz befinden. Familienbesitz bedeutet Besitz durch
Angehorige iSd. § 15 AO (glA Schmidt/Drenseck XXIII. § 10g Rn. 2;Wewers,
DB 1992, 755; aA Kleeberg in K/S/M, § 10g Rn. B 15: weite Auslegung des
Angehorigenbegriffs). Die Besitzzeit beginnt mit dem entgeltlichen oder unent-
geltlichen Erwerb durch ein Familienmitglied. Der (teil-)entgeltliche Erwerb von
einem Angehorigen unterbricht die Familienbesitzdauer nicht.
Zugang der cffentlichkeit oder der Forschung: Begknstigte Kulturgkter
iSd. § 10g liegen nur vor, „wenn sie in einem den Verhlltnissen entsprechenden
Umfang der wissenschaftlichen Forschung oder der qffentlichkeit zuglnglich
gemacht werden, es sei denn, dem Zugang stehen zwingende Grknde des Denk-
mal- oder Archivschutzes entgegen“. mber diese Voraussetzung entscheidet die
zustlndige Stelle mit der Bescheinigung fkr die FinVerw. verbindlich (s.
Anm. 50). Maßgebend sind die geltenden Bestimmungen der Denkmal- und Ar-
chivpflege. Die FinVerw. kann kberprkfen, ob der nach der Bescheinigung erfor-
derliche Zugang vom Stpfl. tatslchlich gewlhrt wurde.

2. Begbnstigte Maßnahmen (Abs. 1 Satz 3)
Erforderliche Maßnahmen: Begknstigt werden nur Aufwendungen fkr Maß-
nahmen, die nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen der Denkmal- und Ar-
chivpflege erforderlich sind. Erforderlich ist eine Maßnahme, wenn der Zustand
des Kulturguts unter Berkcksichtigung der Bestimmungen der Denkmal- und
Archivpflege sie geboten erscheinen llßt. Fkr Baudenkmller verweist Abs. 1
Satz 3 Halbs. 2 auf § 7 i Abs. 1 Sltze 1–4. Die Verweisung stellt sicher, daß Auf-
wendungen fkr Geblude, Gebludeteile und Ensembles iSd. Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
und 2 im gleichen Umfang und unter den gleichen Voraussetzungen (auch im
Punkt „Erforderlichkeit“) begknstigt werden, wie dies bei Objekten geschieht,
die zur Einkunftserzielung genutzt werden; s. daher insoweit § 7 i Anm. 10, 11,
28 und 29. Die Bescheinigung der zustlndigen Stelle (s. Anm. 50) ist fkr die Fin-
Verw. verbindlich.
Durchfbhrung in Abstimmung mit der in Abs. 3 genannten Stelle: Die be-
absichtigten Maßnahmen mkssen mit der zustlndigen Stelle abgestimmt, dh. mit
den Vorstellungen der Behorde in Einklang gebracht werden. Grundsltzlich
muß die Abstimmung vor Beginn der Maßnahme erfolgen, bei Planungslnde-
rungen wlhrend der Durchfkhrung der Maßnahmen vor Beginn der gelnderten
Vorhaben (s. § 7 i Anm. 31). Die Abstimmung muß bescheinigt werden (s.
Anm. 50). Ausnahmsweise genkgt bei regelmlßig wiederkehrenden Maßnahmen
(s. Anm. 14 aE) eine einmalige vorherige Abstimmung. UE muß in solchen Fll-
len ausdrkcklich bescheinigt werden, daß auch zukknftige Maßnahmen begkn-
stigt werden sollen.

Einstweilen frei.
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Erl_uterungen zu Abs. 2:
Kumulationsverbote

I. Abzugsverbot bei Nutzung der Kulturgbter zur Einkunftserzielung
oder zu eigenen Wohnzwecken (Abs. 2 Satz 1)

Dem Forderzweck des § 10g entsprechend wird die Begknstigung nur subsidilr
gewlhrt, jedoch ohne daß hierdurch Forderungslkcken entstehen sollen. Abs. 2
Satz 1 enthllt daher kein absolutes Abzugsverbot, sondern ein Aufteilungsgebot
(„soweit“). Vorrang hat der Abzug der Aufwendungen als BA oder WK. Weiter-
hin kommt § 10g bei der Nutzung von Baudenkmllern zu eigenen Wohnzwek-
ken nicht zur Anwendung. Dem ebenfalls vorrangigen Vorkostenabzug nach
den § 10e Abs. 6, § 10h Satz 3 und § 10 i kommt mittlerweile keine Bedeutung
mehr zu, da die Vorschriften ausgelaufen sind (§ 52 Abs. 26–29).
Ausschluß von Doppelbegbnstigungen: Das Abzugsverbot ist fkr jedes WG
getrennt zu prkfen. Werden Teile eines Kulturguts unterschiedlich genutzt (zB
ein Baudenkmal teilweise vermietet und/oder teilweise selbst bewohnt, wlhrend
es im kbrigen unter § 10g flllt), so liegen stl. mehrere WG (vgl. BFH v.
30. 1. 1995 GrS 4/92, BStBl. II, 281 [284]) vor, auf die unabhlngig voneinander
unterschiedliche Fordervorschriften zur Anwendung kommen (glA Schmidt/
Drenseck XXIII. § 10g Rn. 7). UE ist eine Aufteilung aufgrund des Gesetzes-
wortlauts auch dann zullssig, wenn ausnahmsweise kein selbstlndiges WG vor-
liegen sollte.

Beispiel: Ein Geblude und die Gartenanlage sind zwei WG. Das Geblude wird bis
Ende November 2003 saniert und ab Dezember 2003 fkr eigene Wohnzwecke genutzt.
Die § 10g-Forderung fkr den Garten wird durch die Nutzung des Gebludes zu Wohn-
zwecken nicht ausgeschlossen. Dem SA-Abzug fkr das Geblude stehen die Vorkosten-
regelungen des § 10e Abs. 6, § 10h und § 10 i nicht entgegen, da sie nicht mehr an-
wendbar sind. Damit ist der SA-Abzug anteilig (11/12) moglich, es sei denn, der Stpfl.
erhllt eine Eigenheimzulage (s. Anm. 41).

Nutzungswechsel: indert der Stpfl. die Nutzung des Kulturguts wlhrend des
Abzugszeitraums, ist eine zeitliche Aufteilung erforderlich. Nach der Nutzungs-
lnderung richtet sich die Behandlung der noch nicht verbrauchten Aufwendun-
gen nach den jeweils einschllgigen allgemeinen Vorschriften (glA. Schmidt/
Drenseck XXIII. § 10g Rn. 8). Besonderheiten bestehen bei Baudenkmllern,
da § 7 i die Fortfkhrung der Absetzungen fkr HK weitgehend zullßt.
E Wechsel zur Einkunftserzielung: Fkr HK (Erhaltungsaufwendungen s. Anm. 42)
ist der Fall eines Nutzungswechsels innerhalb eines VZ nicht ausdrkcklich gere-
gelt. Sachgerecht ist es, den bisherigen SA-Abzug kber die Anwendung des § 7 i
fkr die Restjahre fortzufkhren. Beim Wechsel zu Vermietungseinkknften min-
dert der SA-Abzug die Bemessungsgrundlage fkr die Absetzungen nach § 7 i
grundsltzlich nicht (BFH v. 14. 2. 1989 IX R 109/84, BStBl. II, 923); bei einer
Einlage des Baudenkmals in ein Betriebsvermogen s. R 44 Abs. 12 EStR 2001.

Beispiel: Der Stpfl. wendet fkr ein Baudenkmal HK in Hohe von 100000 E und Er-
haltungsaufwendungen von 10000 E auf. Die Baumaßnahme wird im Dezember 2001
abgeschlossen. Ab dem 1. 4. 2003 wird das Geblude vermietet.
In den Jahren 2001 und 2002 kann der Stpfl. (falls keine vorweggenommenen WK vor-
liegen) jeweils 11000 E wie SA abziehen (10 vH von 110000 E). Im Jahr 2003 muß er
die restlichen 8000 E Erhaltungsaufwendungen wie SA abziehen (s. Anm. 42). Ferner
kann er weitere 2500 E (25 vH von 10000 E) fkr das erste Quartal 2003 nach § 10g
abziehen, wenn er bei den Vermietungseinkknften eine im April 2003 beginnende Ab-
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schreibung nach § 7 Abs. 4 wlhlt. Macht er dagegen nach § 7 i einen Jahresabzugsbe-
trag von 10000 E geltend, entflllt der anteilige SA-Abzug nach § 10g.
Variante: Die Baumaßnahme wird im Jahr 2004 begonnen und noch im Dezember
2004 abgeschlossen. Ab 1. 4. 2006 wird das Geblude vermietet.
In den Jahren 2004 und 2005 kann der Stpfl. jeweils 9900 E wie SA abziehen (9 vH
von 110000 E). Im Jahr 2006 muß er 7200 E Erhaltungsaufwendungen wie SA abzie-
hen, so daß Erhaltungsaufwendungen in Hohe von 1000 E endgkltig unberkcksichtigt
bleiben. Nach § 7 i kann er im Jahr 2006 9000 E geltend machen. UE ist im 8.–12. Ab-
zugsjahr nach § 7 i der Abzug in Hohe von 7 vH uneingeschrlnkt zullssig, dh. der nach
§ 10g in den Jahren 2004 und 2005 an sich verfallende Abzug von 1 vH jlhrlich kann
nachgeholt werden.

E Aufgabe der Einkunftserzielung: Der bisherige Abzug der HK gem. § 7 i kann
kber § 10g fortgefkhrt werden (glA. Kleeberg in K/S/M, § 10g Rn. C 7). Bei
Maßnahmen, die nach dem 31. 12. 2003 begonnen wurden (s. Anm. 15), gilt dies
allerdings nur bei einem Wechsel innerhalb der ersten zehn Abzugsjahre. Auf-
wendungen, die nach § 7 i erst im elften oder zwolften Jahr abgezogen werden
konnen, wirken sich aufgrund des nur zehnjlhrigen Abzugszeitraums des § 10g
stl. nicht mehr aus. Ggf. muß die Bescheinigung (s. Anm. 50) durch die Fachbe-
horde zur Frage, ob das Baudenkmal nach dem Nutzungswechsel der qffent-
lichkeit bzw. der Forschung zuglnglich ist, erglnzt werden. Fkr Erhaltungsko-
sten fehlt eine gesetzliche mbergangsregelung, dh. der bei der Gewinnermittlung
erfolgte Sofortabzug wird nicht nachtrlglich gelndert. Wurde der Erhaltungs-
aufwand zum Abzug auf mehrere Jahre verteilt, wird der noch nicht berkcksich-
tigte Teil im mbergangsjahr abgezogen (§ 11b Satz 3 iVm. § 11a Abs. 2 Satz 2; s.
§ 11 a Anm. 7).
E Wechsel von und zur Nutzung zu eigenen Wohnzwecken: Da ausdrkckliche gesetzli-
che Regelungen fkr solche Sonderfllle fehlen, ist uE. die Fortfkhrung des SA-
Abzugs nach Maßgabe des nach dem Nutzungswechsel geltenden § 10g oder
§ 10 f zullssig. Die Abgrenzungsregelungen zwischen den § 7 i, § 10g und § 10 f
haben gemlß dem Forderzweck der Normen nur fkr den jeweiligen Abzugszeit-
raum Bedeutung. Dagegen ist es nicht erheblich, welche der Vorschriften im
Erstjahr eines Abzugs zur Anwendung kommt.

II. Vorrang anderer F^rdervorschriften (Abs. 2 Satz 2)

Absolutes Abzugsverbot: Abs. 2 Satz 2 enthllt – anders als Abs. 2 Satz 1 –
kein zeitanteiliges oder rlumliches Aufteilungsgebot, sondern ein vollstlndiges
Abzugsverbot. § 10g ist somit subsidilr gegenkber allen anderen Regelungen,
nach denen die Aufwendungen stl. berkcksichtigt werden konnen. Wechselt der
Stpfl. zum Abzug gemlß einer der ausdrkcklich aufgefkhrten Bestimmungen
(Absetzungen fkr Abnutzung, erhohte Absetzungen, Sonderabschreibungen,
§ 10e Abs. 1–5, § 10 f, § 10h, § 15b BerlinFG, § 7 FordG, EigZulG), so scheidet
der SA-Abzug nach § 10g aus.
Zeitraum, fkr den der Abzug verboten ist, ist die Periode, fkr die andere Abset-
zungen oder Abzkge tatslchlich in Anspruch genommen werden. Dies ist idR
der gesamte VZ, insbes. wenn ein anderer Jahresabzugsbetrag (zB nach dem
EigZulG) angesetzt wird. Wird ausnahmsweise nur fkr Teile eines VZ eine AfA
abgezogen (zB beim Wechsel zu einer Einkunftsart mit Gewinnermittlung im
Laufe eines VZ), ist „Zeitraum“ nur dieser Teil des VZ. Fkr das restliche Jahr ist
der zeitanteilige SA-Abzug weiter zullssig (s. auch Anm. 40, 42). Entscheidend
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fkr diese Auslegung ist der Zweck der Vorschrift, eine Doppelforderung zu ver-
meiden, ohne daß Forderungslkcken entstehen.
Das Abzugsverbot ist fkr jedes selbstlndige WG zu prkfen. Entfallen die Auf-
wendungen auf mehrere WG und gilt das Abzugsverbot nur fkr eines von ihnen
(zB im Fall der Vermietung eines Gebludeteils wlhrend des Abzugszeitraums),
sind die Aufwendungen aufzuteilen und nach den fkr das jeweilige WG gelten-
den Vorschriften zu behandeln.

III. Erhaltungsaufwendungen beim `bergang zur
Einkunftserzielung (Abs. 2 Satz 3)

Abs. 2 Satz 3 betrifft nur die Behandlung von Erhaltungsaufwendungen beim
Nutzungswechsel zur Einkunftserzielung wlhrend des zehnjlhrigen Begknsti-
gungszeitraums (kber die Behandlung von HK s. Anm. 40). Als Rechtsfolge des
Nutzungswechsels muß der Stpfl. die noch nicht verbrauchten SA im mber-
gangsjahr in einer Summe abziehen. Eine Nachholung von SA-Abzug, der in
frkheren Jahren unterlassen wurde, erfolgt nicht. Im Fall der Verlußerung des
Kulturguts findet Abs. 2 Satz 3 keine Anwendung; vielmehr geht der stl. noch
nicht berkcksichtigte Erhaltungsaufwand verloren (glA Stuhrmann, DStR 1992,
536; Schmidt/Drenseck XXIII. § 10g Rn. 8).

Einstweilen frei.

Erl_uterungen zu Abs. 3:
Bescheinigungsverfahren

Rechtsnatur der Bescheinigung: Zweck der Bescheinigung ist es, die Fin-
Verw. von der Prkfung außerstl. Fragen der Denkmal- und Archivpflege zu ent-
lasten. Sie ist daher materiell-rechtlich als Abzugsvoraussetzung und verfahrens-
rechtlich als Grundlagenbescheid anzusehen.
Umfang der Bindungswirkung: Zu prkfen und verbindlich festzustellen ha-
ben die Fachbehorden, ob die Maßnahmen an einem Kulturgut iSd § 10g Abs. 1
Satz 2 durchgefkhrt wurden, ob sie erforderlich waren und in Abstimmung mit
der zustlndigen Stelle (s. Anm. 28) erfolgten. Ferner ist die Hohe der begknstig-
ten Aufwendungen zu bescheinigen und ob das Kulturgut in ausreichendem
Umfang der qffentlichkeit bzw. der Forschung zuglnglich gemacht wurde. Die
sonstigen Voraussetzungen des § 10g prkft dagegen die FinVerw.; zu Einzelhei-
ten s. R 115c EStR 2003. Da § 10g Abs. 3 dem § 7 i Abs. 2 nachgebildet ist,
kann auf die zu § 7 i ergangene Rspr. zurkckgegriffen werden. Sind Tatbestands-
merkmale zu bescheinigen, die sowohl denkmalschutzrechtliche als auch strecht-
liche Bedeutung haben, ist folglich die in der Bescheinigung zum Ausdruck
kommende denkmalschutzrechtliche Auslegung auch strechtlich bindend (s. § 7 i
Anm. 35; vgl. ferner die Bescheinigungsrichtlinien Thkringen v. 18. 12. 1997,
Thkringer Staatsanzeiger Nr. 4/1998, 173 und Ba.-Wkrtt. v. 11. 11. 1998, GABl.
1998, 624, mit Antragsformularen und detaillierten Verwaltungsanweisungen).
Bescheinigung bber Zuschbsse: Die Bescheinigung muß auch die Hohe der
offentlichen Zuschksse, die von den fkr Denkmal- und Archivpflege zustlndi-
gen Behorden gewlhrt werden, enthalten. Werden Zuschksse nach Ausstellung

E 11

schutzwkrdige Kulturgkter Anm. 41–50 § 10g

42

43–49

50



E 12 SiebenhMter

der Bescheinigung gewlhrt, ist sie gem. Abs. 3 Satz 2 zu lndern. Private Zu-
schksse werden nicht bescheinigt und sind von der FinVerw. zu kberprkfen.
Adressenliste der nach Landesrecht zustlndigen Bescheinigungsbehorden s.
BMF v. 25. 8. 1999, BStBl. I, 823 (fkr Hessen s. BMF v. 4. 10. 1999, BStBl. I,
879).

Einstweilen frei.

Erl_uterungen zu Abs. 4:
Anwendung auf Geb_udeteile und Feststellungsverfahren

Gem. Abs. 4 Satz 1 sind die Abs. 1–3 auf Gebludeteile, die selbstlndige unbe-
wegliche Wirtschaftsgkter sind, sowie auf Eigentumswohnungen und in Teil
eigentum stehende Rlume entsprechend anzuwenden; Einzelheiten s. § 7
Anm. 501–506.
Gem. Abs. 4 Satz 2 gilt § 10e Abs. 7 sinngemlß. Danach konnen die Abzugs-
betrlge der Miteigentkmer (s. Anm. 3) gesondert und einheitlich festgestellt wer-
den, wenn sich das Kulturgut in Miteigentum mehrerer Stpfl. befindet und die
Abzugsvoraussetzungen nach § 10g von mehreren Miteigentkmern erfkllt wer-
den (Einzelheiten, insb. zum Ermessen der FinVerw., s. § 10e Anm. 617).

§ 10g Anm. 50–55 Schutzwkrdige Kulturgkter
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